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Wie gut war die Schweiz auf 
frühere Krisen vorbereitet?

Wie hat die Schweiz die vergangenen Jahrhunderte als unabhängiger 

Nationalstaat machtpolitischen Druck ausgehalten? In Essenz 

musste sie ihre militärische Unterlegenheit aussen- und handels­

politisch ausbalancieren. Militärische Schwäche ist aber nicht 

beliebig kompensierbar. 

Fritz Kälin

Die Hauptquellen, wie gut die Schweizer 
Armee das Land in seinen grössten Be-
währungsproben stützte, sind die jeweiligen 
Berichte ihrer Oberbefehlshaber und 
Generalstabschefs an die Tagsatzung, die 
Bundesversammlung und den Bundesrat. Sie 
bilanzierten die Mobilmachungen, Grenz-
besetzungen und Aktivdienste von 1815, 1848, 
1849, 1857, 1870/71, 1914/18 sowie 1939/45. 
Wiederkehrende Hauptaugenmerke der Be-
richte lagen auf der Stellung des Ober-
befehlshabers, dem «Geist», dem Ausrüs-
tungs- und Ausbildungsstand der Armee, den 
Adaptionen während des Aufgebotes und den 
Lehren für die Zukunft. 

Staatliche Nahtoderfahrung infolge 
der Französischen Revolution

Ihre wohl existenziellste Krise erlebte die 
Eidgenossenschaft, als 1798 das revolutio-
näre Frankreich einmarschierte. Die Un-
abhängigkeit ging an einen Invasor ver-
loren, der noch zehn Jahre zuvor als 
Schutzmacht galt. Die Frage, ob die Kantone 
geeinter und besser gerüstet diesem Invasor 
hätten widerstehen können, erübrigt sich. 

Frankreich revolutionierte damals nicht 
bloss die Politik, sondern auch die Krieg-
führung. Seiner Kriegskunst mussten selbst 
die österreichische und die russische Armee 
weichen, deren Intervention die Schweiz 
1799 erneut zum Kampfgebiet machte. 

Statt freiwilliger Söldner musste sie 
Frankreich fortan Truppenkontingente 
stellen, bis sich das Kriegsglück gegen die 
Besatzungsmacht wandte. Als Napoleon 
1815 ein «Comeback» versuchte, gelang der 
Eidgenossenschaft die rasche Mobilisie-
rung einer ersten eidgenössischen Armee 
aus 22 Kantonsmilizen. Unter General 
Franz Niklaus von Bachmann aus Näfels 
marschierten 20 000 Soldaten sogar in die 
ostfranzösische Franche-Comté ein (Bur-
gunderfeldzug). Diese militärische Gefäl-
ligkeitsgeste an die europäischen Sieger-
mächte endete so unrühmlich, wie sie 
improvisiert war. Diplomatie und eine 
günstige Interessenskongruenz der Sieger-
mächte schenkten der Schweiz in der Nach-
kriegsordnung ein zweites Leben als neut-
raler Pufferstaat. Zwischen 1815 und 1914 
ordnete sich die Eidgenossenschaft zum 
modernen Bundesstaat, der die kantonalen 
Wehrpotenziale in einer nationalstaatli-
chen Milizarmee bündelte. 

Überleben in industrialisierten  
und totalisierten Weltkriegen 

Staatliche Selbstbehauptung war längst 
nicht mehr eine blosse Frage der militäri-
schen Rüstung. Mit der Industrialisierung 
ging eine Totalisierung der Kriegführung 
einher. Keine Armee war stärker als ihre 
kriegswirtschaftliche Rüstungsbasis und der 
gesellschaftliche Zusammenhalt an der 
«Heimatfront». Der Hauptwert militäri-
scher Abwehrbereitschaft lag darin, Aggres-
soren die Aussicht auf kurze, erfolgreiche 
Eroberungsfeldzüge zu nehmen. Diese ver-
suchten umgekehrt, ihre «Opfer» vor der 
direkten Invasion auf jede erdenkliche Art 
zu isolieren und von innen zu schwächen. 
Deutschlands Expansionspolitik von 1933 
bis 1939 trug bereits viele der Wesenszüge, 
die heute das «hybride» Konfliktbild prägen. 

1798 erlitt die Schweiz das schwere Los fremder Besatzung. 
Radierung von Balthasar Anton Dunker, Schweizerisches Nationalmuseum 

Mobilmachung der Luzerner Kavallerie-Mitrailleure 

bei Ausbruch des Ersten Weltkrieges. Bild: Bundesarchiv

Die Schweizer Mobilmachungen bei Aus-
bruch der Weltkriege erfolgten rechtzeitig 
und planmässig. Weitaus anspruchsvoller 
war der jahrelange Ablösungsdienst. Im bun-
desrätlichen Vorwort zu Ulrich Willes Bericht 
über den 1918 abgeschlossenen Aktivdienst 
stand: «An eine jahrelang währende Grenz-
besetzung hatte niemand gedacht.» Na-
mentlich die Militärgesetzgebung war 1914 
nicht auf das «Mittelding zwischen Frieden 
und Krieg» ausgelegt. Für die damals nur be-
soldete Truppe gingen die langen Dienstpe-
rioden mit empfindlichen wirtschaftlichen 
Einbussen einher. Der Dienstbetrieb wurde 
durch ein völlig veraltetes, drakonisches Mi-
litärstrafrecht zusätzlich erschwert. Dass der 
Territorialdienst nicht dem General unter-
stand, sondern dem Militärdepartement, 
sorgte für weitere Friktionen. Bei all diesen 
erkannten Mängeln wurde in der Zwischen-
kriegszeit für Remedur gesorgt. 

Die militärische Verteidigungsfähigkeit 
der Schweiz hinkte in beiden Weltkriegen 
weniger den landeseigenen Möglichkeiten 
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als den damaligen Umbrüchen in der Krieg-
führung hinterher. Auf einen industrialisier-
ten Abnützungskrieg war 1914 keine Armee 
ausgerichtet. Für den Kleinstaat Schweiz 
wäre so ein Krieg ohne raschen und umfang-
reichen Beistand eines Zweckverbündeten 
nicht lange durchstehbar gewesen. Doch 
nach 1918 hatte nicht die Schliessung von 
militärischen Fähigkeitslücken Priorität. Die 
erst in Reaktion auf Adolf Hitlers Expan-
sionspolitik forcierte helvetische Nachrüs-
tung war beim eigentlichen Kriegsausbruch 
1939 längst nicht abgeschlossen. Die grenz-
nahe Aufstellung von 1939/1940 hätte, selbst 
mit besseren Waffen und französischem 
Beistand, der hocheffektiven Wehrmacht 
kaum standgehalten. Im Laufe des Krieges 
zog die Schweizer Armeeführung aber folge-
richtige Konsequenzen aus den Niederlagen 
anderer Armeen. Die «Reduit»-Strategie fo-
kussierte auf die Verteidigung des einzigen 
Verhandlungspfandes: der Alpentransversa-
len. Angesichts der starken ökonomischen 
Abhängigkeiten von den Achsenmächten 
war das ein überlebenswichtiges Aktivum. 
Der Schweiz blieb nicht nur eine direkte In-
vasion und Besetzung durch Nazideutsch-
land erspart, sondern auch die opferreichen 
Befreiungskämpfe der Alliierten. 

Gesamtverteidigte Neutralität  
im Kalten Krieg 

Ab 1945 kam zur Totalisierung des industria-
lisierten Kriegsbildes dessen Nuklearisierung 
hinzu. Weil die Atommächte ab den 1960er-
Jahren eine weitere Proliferation ihrer nuklea-
ren Trumpfkarte entgegenwirkten, musste 
die Schweiz eine Antwort finden, wie sie sich 
rein konventionell bewaffnet zwischen den 
hochgerüsteten Blöcken behaupten wollte. In 

An der Expo von 1964 war das «Igel»-Ausstellungsgebäude der Armee eine der Hauptattraktionen −  

es verkörpert bis heute das wehrhafte Unabhängigkeitsverständnis im Kalten Krieg. 
Bild: Historische Mediathek des Bundes

«Landesverteidigungsübungen» spielten, mit 
Ausnahme des Bundesrates, die versammelten 
Spitzen von Politik, Armee und Verwaltung 
den dritten Weltkrieg durch. Diese An-
gehörigen der «Aktivdienstgeneration» sin-
nierten im geheimen Rahmen nicht zuletzt 
darüber, welche Kriegsziele der Kleinstaat in 
so einem Inferno noch verfolgen sollte. Hier 
bestand Konsens, dass die Unabhängigkeit 
nicht im vornherein verbindlichen Bündnis-
verpflichtungen geopfert werden konnte. 

Unterhalb des nuklearen Gleichgewichts 
beunruhigte die Schweizer Staatslenker das 
konventionelle Kräfteungleichgewicht in 
Europa zugunsten des Warschauer Paktes. 
Gegen dessen Panzerverbände hätte die 
westliche «Waffenhilfe» an die Schweiz pri-
mär aus taktischen Kernwaffenschlägen ins 
Mittelland bestanden. Die schweizerische 
Überlebensstrategie bestand folglich darin, 
sich möglichst lange aus den nuklearen Ziel-
katalogen beider Blöcke herauszuhalten. Weil 
strategische Kernwaffen als erstes Ziel die-
selben Waffen des Gegners hatten, konnte die 
Schweiz aus der Not fehlender Kernwaffen 
eine strategische Tugend machen. Das 
nächste Problem waren die taktischen Kern-
waffen beider Seiten. Die Abwehrdoktrin der 
Armee (61) von 1966 sah vor, dem Warschauer 
Pakt durch gezielte Verkehrsinfrastruktur-
sprengungen und infanteriestarke Verteidi-
gung die Aussicht zu nehmen, das (weniger 
dicht verteidigte) NATO-Gebiet über das  
Mittelland auszuflankieren. Dadurch sollte 
das Risiko minimiert werden, von den west-
lichen Zweckverbündeten ungefragt nuk-
leare Feuerunterstützung zu erhalten. 

Auch ein «nur» konventioneller Abwehr-
kampf hätte das dicht besiedelte Mittelland 
schwersten Kampfhandlungen ausgesetzt. 
Die nahtreffersicheren Schutzräume sollten 

die vorstellbaren Opferzahlen unterhalb 
einer imaginären Schmerzgrenze halten, die 
den koordinierten Sanitätsdienst nicht von 
Beginn weg überfordert hätte. Insgesamt war 
die schweizerische Gesamtverteidigung auf 
den zweitschlimmsten Ernstfall hin konzi-
piert: ein aus Fehlkalkulationen rasch aus-
gebrochener Krieg in Europa, der nach Tagen 
oder Wochen vor Überschreiten der Schwelle 
zum nuklearen Vernichtungskrieg abgebro-
chen würde. Dann zählten jeder Tag und jede 
Stunde, in denen die bewaffnete Neutralität 
die Schweiz aus den Kampfhandlungen her-
aushalten konnte. Widerstandsvorbereitun-
gen dienten weniger der bewaffneten Be-
freiung von besetztem Gebiet als der 
Aufrechterhaltung des Anspruchs auf das 
Territorium in Nachkriegsverhandlungen. 

Jede Überlebensstrategie  
hat ihre Restrisiken

Ein militärisch ausgetragener Verteidigungs-
krieg blieb dem modernen Schweizer Bundes-
staat bislang glücklicherweise erspart. An la-
tenten und akuten Bewährungsproben fehlte 
es aber nicht. Die kleine Schweiz sah sich 
zwangsläufig Aggressoren gegenüber, die ihr 
militärisch klar überlegen waren. Der nahe-
liegenden Konsequenz, sich einer stärkeren 
Schutzmacht anzuvertrauen, stand aber der 
innenpolitische Unabhängigkeitsanspruch 
gegenüber. Ausserdem können Grossmächte 
ihre Absichten schneller ändern, als sich ein 
Kleinstaat aussenpolitisch anzupassen ver-
mag. Die Überlebensstrategie der bewaffneten 
Neutralität wurde nicht gewählt, weil sie ga-
rantiert mehr «Sicherheit» bot. Ihre Rest-
risiken waren aber mit den nationalen Zielen 
und Interessen besser vereinbar als die Rest-
risiken verbindlicher Bündnisverpflichtungen. 
Diese zielorientierte statt bedrohungs-
obsessive Überlebensstrategie gebot, sich not-
falls «gegen jeden» (un-)denkbaren Gegner 
lange genug behaupten zu können, damit ein 
Feind des Feindes Hilfe senden konnte. Auf 
die heutige Zeit übersetzt bedeutet das, dass 
militärische Kooperation die im Ernstfall ge-
fährlich spät einsetzende Waffenbrüderschaft 
wertvoll beschleunigt. Zugleich muss gegen-
über den sicherheitspolitischen Wunsch-
partnern ein neutralitätspolitischer «Sicher-
heitsabstand» gewahrt werden, der im In- und 
Ausland nicht leicht vermittelbar ist.
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